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Bezüge und sonstige Einkünfte kommunaler Wahlbeamter 

In Gemeinden mit mindestens 2000 Einwohnern ist der Bürgermeister kraft Gesetzes haupt-
amtlicher Beamter auf Zeit (§ 42 Abs. 2 Satz 2 GemO); gleiches gilt bei Landkreisen für den 
Landrat (§ 37 Abs. 2 Satz 1 LKrO). Die Bürgermeister und Landräte unterliegen somit den 
allgemeinen beamtenrechtlichen Regelungen, die in besoldungsrechtlicher Hinsicht durch 
das Landeskommunalbesoldungsgesetz (LKomBesG) ergänzt und konkretisiert werden. Die 
hierzu früher ergangene GPA-Mitteilung Nr. 3/1992 wird hiermit ersetzt. 

1. Einweisung kommunaler Wahlbeamter in eine Besoldungsgruppe des 
Landeskommunalbesoldungsgesetzes (§ 1 Abs. 2 LKomBesG)  

Bewertung durch den Gemeinderat / Kreistag 

Nach § 1 Abs. 2 Satz 1 LKomBesG sind die kommunalen Wahlbeamten nach sachgerech-
ter Bewertung, insbesondere unter Berücksichtigung der Einwohnerzahl sowie des Umfangs 
und des Schwierigkeitsgrades des Amtes, in eine der nach § 2 LKomBesG in Betracht 
kommenden Besoldungsgruppe einzuweisen.  

Die Einweisungsentscheidung des Gemeinderates / Kreistags ist eine Entscheidung mit Be-
urteilungsspielraum (vgl. VG Stuttgart, Urt. v. 29.03.1995 - 17 K 481/94), die nur justitiabel und 
damit von der überörtlichen Prüfung zu beanstanden ist, wenn die Gremien in der Anwen-
dung der Rechtsvorschrift unrichtige Ausgangspunkte / Sachverhalte angenommen oder 
nicht sachgerechte / willkürliche Erwägungen zugrunde gelegt und damit ihren Beurtei-
lungsspielraum fehlerhaft ausgeübt haben sollten.  

In die Beurteilung dürfen nur objektive, also amtsbezogene Erwägungen einbezogen wer-
den, die sich aus dem konkreten kommunalen Wahlamt ergeben (Umfang und Schwierig-
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keitsgrad des Amtes). Die konkrete Einwohnerzahl der Körperschaft innerhalb des Rahmens 
der Einwohnergrößengruppen nach § 2 LKomBesG dient als erster Anhaltspunkt. Als einzi-
ges Kriterium der Einweisungsentscheidung ist die Einwohnerzahl allerdings nicht ausrei-
chend, sie entfaltet lediglich Indizwirkung und muss gleichwohl noch unter Berücksichti-
gung der örtlichen Gegebenheiten von den Gremien sachgerecht gewichtet in die Ent-
scheidung einbezogen werden. Subjektive, d.h. auf die Person des Amtsinhabers bezoge-
ne Gesichtspunkte (z.B. besonderes Engagement, Leistung, Ausbildung), dürfen in die Ein-
weisungsentscheidung nicht einfließen.  

Einweisungsverfügung 

Die Einweisung in eine Planstelle ist haushaltsrechtlich vorgeschrieben (§ 89 LBesGBW i.V.m.  
§ 49 LHO). Sie ist ein Verwaltungsakt, unterliegt aber nicht den Formerfordernissen der Er-
nennung, sondern den Anforderungen des § 37 LVwVfG.  

Die Einweisung muss somit inhaltlich hinreichend bestimmt sein (§ 37 Abs. 1 LVwVfG), was 
in der Regel keine Probleme bereitet, wenn eine sachgerechte Bewertung durch das zu-
ständige Organ und die Sachentscheidung zugunsten einer Besoldungsgruppe vorliegt.  

Die Einweisung muss ferner „erlassen“ werden und zwar schriftlich, elektronisch, mündlich 
oder in anderer Weise (§ 37 Abs. 2 LVwVfG). Aus Gründen der Rechtssicherheit ist zu emp-
fehlen, die Einweisung rechtzeitig schriftlich zu verfügen und zuzustellen. Zwingend verlangt 
werden kann das allerdings nicht. Von der überörtlichen Prüfung wird daher auch nicht 
beanstandet, wenn z.B. ein Gemeinderat nur die Einweisung in das entsprechende Amt 
zusammen mit der sachgerechten Bewertung beschließt und der Bürgermeister anschlie-
ßend entsprechende Bezüge erhält.  

Zeitpunkt der Einweisung 

Der Gemeinderat / Kreistag sollte die Einweisung zu Beginn der Amtszeit, darunter versteht 
man den Zeitpunkt des Amtsantritts, vornehmen; gem.  § 1 Abs. 2 Satz 2 LKomBesG ist über 
die Einweisung spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Amtsantritt zu beschließen. 
Der Verzicht auf die formale Einweisung, z.B. mit dem Ziel, den Amtsträger vorläufig nach 
der niedrigeren Besoldungsgruppe zu bezahlen, um ihn nach entsprechender Bewährung 
(z.B. nach einem Jahr) in die höhere Gruppe einzuweisen, wäre nicht rechtmäßig.  
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Bindungswirkung / Änderung der Einweisung 

Die zu Beginn der Amtszeit festgelegte Einweisung gilt grundsätzlich für die gesamte Wahl-
periode und kann während dieser Zeit – außer in den nachfolgend dargestellten gesetzlich 
geregelten Fällen - nur unter engen Voraussetzungen und ausnahmsweise geändert wer-
den:  

• Die Einweisung kann geändert werden, wenn eine erhebliche und nachhaltige Ände-
rung der für die Bewertung maßgeblichen Tatsachen eingetreten ist, d.h. wenn sich 
insbesondere gravierende, bewertungserhebliche Änderungen hinsichtlich der Anfor-
derungen des Amts ergeben haben.  

• Eine Änderung der Einweisungsverfügung ist ferner möglich, wenn die ursprüngliche 
Beschlussfassung rechtswidrig war, insbesondere also dann, wenn dem Beamten von 
Anfang an aufgrund der objektiven Wertigkeit seines Amtes die höhere Besoldungs-
gruppe zugestanden hätte (vgl. auch VG Freiburg, Urt. vom 19.08.1993 - 5 K 892/92). 

• § 1 Abs. 2 Satz 4 LKomBesG: Über die Einweisung in eine Besoldungsgruppe ist neu zu 
beschließen, wenn der Landkreis oder die Gemeinde in eine höhere Größengruppe 
kommt. 
Maßgebende Einwohnerzahl ist die auf den 30.06. des Vorjahres fortgeschriebene 
Einwohnerzahl (§ 3 LKomBesG). Da die Daten der Einwohnerfortschreibung allerdings 
oft erst nachträglich zur Verfügung stehen, stellt sich die Frage nach der rückwirken-
den Einweisung. Eine rückwirkende Einweisung in eine Planstelle lässt § 89 LBesGBW 
i.V.m. § 49 Abs. 2 LHO höchstens für drei Monate zu, gerechnet vom Ersten des Mo-
nats, in dem die Beförderung wirksam wird. Zur Klarstellung hat das Innenministerium 
darauf hingewiesen, dass diese Einschränkung für kommunale Wahlbeamte nicht gilt, 
die aufgrund der amtlichen Einwohnerfortschreibung des Statistischen Landesamts in 
eine höhere Besoldungsgruppe kommen. Hier ist eine Einstufung rückwirkend ab 1. Ja-
nuar des jeweiligen Haushaltsjahres vorzunehmen, sobald die Stelle im Stellenplan ent-
sprechend ausgebracht ist (§ 89 LBesGBW i.V.m. § 49 Abs. 1 LHO). 

• § 1 Abs. 2 Satz 3 LKomBesG: Für wiedergewählte Beamte (unmittelbare Wiederwahl 
nach Ablauf der Amtszeit) richtet sich die Besoldung ab der zweiten Amtsperiode kraft 
Gesetzes nach der höheren der beiden in Betracht kommenden Besoldungsgruppen. 
Eines Einweisungsbeschlusses des Gemeinderats oder des Kreistags bedarf es dazu 
nicht. Dies gilt auch dann, wenn sich während dieser 2. Amtsperiode die Einwohner-
zahl so verändert, dass die Kommune in die höhere Größengruppe kommt. Die 
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„neue“ Besoldungsgruppe ist dann kraft Gesetzes die höhere der beiden möglichen 
Besoldungsgruppen (vgl. Nr. 1.5 VwV des Innenministeriums zur Durchführung des 
LKomBesVO vom 29.111989, GABl. 1990 S. 100, ber. S. 448 - zwischenzeitlich außer Kraft 
getreten). 

Öffentlichkeit der Sitzung 

Nach jeder Neuwahl findet grundsätzlich eine Bewertung durch den Gemeinderat / Kreis-
tag statt, auch wenn sich die amtsbezogenen Anforderungen gegenüber der Amtszeit 
des Vorgängers nicht wesentlich geändert haben. Die Sitzungen des Gremiums sind öf-
fentlich. Nichtöffentlich dürfte nur verhandelt werden, wenn es das öffentliche Wohl oder 
berechtigte Interessen Einzelner erfordern würden (§ 35 Abs. 1 GemO), was aber, weil nur 
die Anforderungen des Amts, nicht aber personenbezogene Gesichtspunkte in die Ent-
scheidung einfließen dürfen, regelmäßig nicht der Fall sein dürfte.  

Behandlung im Stellenplan 

Die Ämter der kommunalen Wahlbeamten sind im Stellenplan aufzuführen (Nr. 1.3 der VwV 
des Innenministeriums zur Durchführung der Landeskommunalbesoldungsverordnung vom 
29.11.1989 GABl. 1990 S. 100, ber. S. 448- zwischenzeitlich außer Kraft getreten). Erfolgt die 
Einweisung in die höhere Besoldungsgruppe (auch im Falle der Wiederwahl, bei der ein 
Einweisungsbeschluss des Gemeinderats / Kreistags nicht notwendig ist) ist die entspre-
chende Anpassung des Stellenplans erforderlich. Gem. § 89 LBesGBW ist § 49 der Landes-
haushaltsordnung (LHO) ist zu beachten. 
 

2. Dienstaufwandsentschädigung  

Die Dienstaufwandsentschädigung nach §§ 7, 8 LKomBesG dient der Deckung des durch 
das Amt allgemein verursachten erhöhten persönlichen Aufwands. Sie ist entsprechend  
§ 8 Abs. 1 LKomBesG zutreffend festzusetzen.  

Mit der Dienstaufwandsentschädigung sind mithin - fiktiv - alle zusätzlichen Kosten der 
Empfänger, die zwar aus dem Amt folgen aber dem persönlichen Bereich zuzuordnen 
sind, abgegolten, gleichgültig ob die Aufwandsentschädigung hierfür auskömmlich ist 
oder nicht. Haushaltsmittel, also insbesondere auch Verfügungsmittel, dürfen für diese 
Ausgaben nicht eingesetzt werden, weil deren Verwendung einen dienstlichen Zweck 
voraussetzt.  
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Im Einzelfall kann die Abgrenzung zwischen einer Ausgabe in Ausübung einer dienstlichen 
Tätigkeit und einer persönlichen Ausgabe, die im Zusammenhang mit dem Amt steht, 
schwierig sein, z.B. beim Besuch von kommunalpolitisch geprägten, gesellschaftlichen 
Veranstaltungen. In steuerlicher Hinsicht wird der Anwendungsbereich der Dienstauf-
wandsentschädigung eher weit ausgelegt (Finanzgericht Baden-Württemberg vom 
06.02.1985 – II 119/82 [Fundstelle 1985/567] und vom 17.07.1985 – IX 532/82; Bundesfinanz-
hof, Urteil vom 09.06.1989 – VI R 33/86 [BWGZ 1990, 852, Fundstelle 1990/297], in kommunal-
rechtlicher Sicht kommt es dagegen entscheidend darauf an, ob die Ausgaben „im 
Dienst“, d.h. bei der Erledigung einer dienstlichen Aufgabe, erfolgt sind. Hierzu gibt die 
GPA in ihrer Mitteilung 8/2010 weitere Hinweise. 

3.  Nebentätigkeit 

Die Genehmigungs-, Erklärungs- und Ablieferungspflichten im Zusammenhang mit der 
Ausübung von Nebentätigkeiten werden nach den Feststellungen der überörtlichen Prü-
fung noch immer zu wenig beachtet. Die Folge sind erhebliche Schwierigkeiten, das jahre-
lang Versäumte nachzuholen und die Rechtsverhältnisse rückwirkend aufzuklären bzw. zu 
bereinigen. Die dienstrechtliche Seite (ordnungsgemäße Anzeige, Genehmigung, Abgren-
zung zu ehrenamtlicher Tätigkeit) obliegt dem Beamten selbst sowie, nach § 62 LBG, dem 
Dienstherrn. Für die Behördenleiter nehmen die Rechtsaufsichtsbehörden die Aufgaben 
der obersten Dienstbehörde wahr (§ 92 Nr. 1 LBG).  

Haushaltsrechtlich ist zu beachten, dass die ablieferungspflichtigen Beträge zeitnah bei 
den Kommunen eingehen und dort korrekt eingenommen / verbucht werden.  

Rechtsgrundlagen 

Nach § 40 BeamtStG ist eine Nebentätigkeit grundsätzlich anzeigepflichtig. Die Vorschrift 
legt nur noch einen Mindeststandard für das Nebentätigkeitsrecht fest, das im Einzelnen 
durch Landesrecht zu regeln ist. Damit soll gegenüber dem bisherigen Recht keine weiter-
gehende Freigabe von Nebentätigkeiten der Beamten vorgegeben werden. Die Länder 
erhalten aber mehr Gestaltungsspielraum, insbesondere bei der Regelung des Verfahrens 
zur Erfüllung der Genehmigungs- und/oder Anzeigepflichten. Es gelten deshalb weiterhin 
die Bestimmungen der §§ 60 bis 66 LBG sowie die Landesnebentätigkeitsverordnung. 
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Genehmigungs- und Anzeigepflichten 

Grundsätzlich bedarf der Beamte zur Übernahme einer Nebentätigkeit der vorherigen Ge-
nehmigung (§ 62 LBG). Die bis zum 30.06.1999 erteilten Nebentätigkeitsgenehmigungen 
sind kraft Gesetzes erloschen (Gesetz zur Änderung des Landesbeamtengesetzes und des 
Ernennungsgesetzes vom 20.04.1998; GBl. S. 249).  

Die Wahrnehmung öffentlicher Ehrenämter sowie die unentgeltliche Vormundschaft oder 
Pflegschaft eines Angehörigen gelten nicht als Nebentätigkeit und sind daher auch nicht 
genehmigungspflichtig, aber vor ihrer Aufnahme anzeigepflichtig. Ebenfalls schriftlich an-
zuzeigen sind nach Maßgabe des § 4 LNTVO allgemein genehmigte Nebentätigkeiten. 

Keiner Genehmigung bedarf es bei Nebentätigkeiten, zu denen der Beamte nach 
§ 61 LBG verpflichtet worden ist. Das gleiche gilt für die in § 63 LBG genannten Tätigkeiten; 
allerdings besteht zur Verhinderung möglicher Dienstpflichtverletzungen eine Anzeige-
pflicht, bei der auch Angaben über die Art und Umfang der Nebentätigkeit, den Auftrag-
geber und die Vergütung zu machen sowie auf Verlangen des Dienstherrn entsprechende 
Nachweise zu führen sind. 

Nebentätigkeitserklärungen 

Der Beamte hat bis zum 01. Juli eines jeden Jahres eine Erklärung über den Umfang der im 
Vorjahr ausgeübten genehmigungs- und anzeigepflichtigen Nebentätigkeiten vorzulegen 
(§ 8 LNTVO). Die Dienstvorgesetzten sollten die Bediensteten alljährlich auf diese Verpflich-
tung ausdrücklich hinweisen und deren Einhaltung überwachen (vgl. auch Abschn. III 
Nr. 4.2 der VwV des IM zum Nebentätigkeitsrecht; zum 31.12.2008 außer Kraft getreten). 

Außerdem sind Abrechnungen über die zugeflossenen ablieferungspflichtigen Vergütun-
gen (i.S. des § 3 LNTVO) beizufügen, sofern die ausgeübten Nebentätigkeiten nicht von 
geringem Umfang i.S. des § 4 Abs. 1 Satz 2 LNTVO sind. Fließen nach Abgabe der Neben-
tätigkeitserklärung weitere Vergütungen zu, so ist unverzüglich eine Nachtragsabrechnung 
zu fertigen. 
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Ablieferungen 

Ablieferungspflichtig sind Vergütungen für 

• im öffentlichen oder diesem gleichgestellten Dienst ausgeübte 

• auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung des Dienstvorgesetzten übernommene 

• dem Beamten mit Rücksicht auf seine dienstliche Stellung übertragene 

Nebentätigkeiten insoweit, als sie die entsprechenden Freibeträge des § 5 Abs. 3 LNTVO 
übersteigen. Der Begriff der Vergütung wird durch § 3 LNTVO definiert. Ausnahmen vom 
Höchstbetrag der Ablieferungspflicht ergeben sich aus § 6 LNTVO. Abzuliefern ist, sobald 
feststeht, dass die entsprechenden Beträge überschritten werden, also nicht erst nach 
Abgabe der Erklärung und Abrechnung. 

Inanspruchnahme von gemeindlichem Personal und Material 

Werden durch die Ausübung einer Nebentätigkeit Einrichtungen, Personal oder Material 
des Dienstherrn in relevantem Umfang in Anspruch genommen, so bedarf es der vorheri-
gen schriftlichen Genehmigung (§ 9 LNTVO). Die Benutzung von Büromöbeln, einfachen 
Schreib-, Zeichen- und Bürogeräten usw. gilt als allgemein genehmigt. Für die Benutzung ist 
ein angemessenes Entgelt zu entrichten (vgl. §§ 10 ff. LNTVO). 

Prüfung der GPA 

Auf der Grundlage der dienstrechtlichen Entscheidung der zuständigen Stellen (also insbe-
sondere der Rechtsaufsichtsbehörden im Verhältnis zu den Behördenleitern) prüft die GPA 
den zeitnahen, vollständigen Zahlungseingang und die korrekte haushaltsrechtliche Be-
handlung.  
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